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Betreff 
 
Wahl eines vertretenden Ratsmitgliedes für den Integrationsrat der Stadt Sankt 
Augustin 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Gem. § 7 Abs. 1 der Hauptsatzung in Verbindung mit § 27 Abs. 2 Satz 4 GO NRW wählt der 

Rat der Stadt Sankt Augustin Herrn/Frau ___________________________  

als stellvertretendes Mitglied des Integrationsrates für Frau Eugenie Kok. 

 
 
Sachverhalt / Begründung: 
 
Gem. § 7 Abs. 1 der Hauptsatzung besteht der Integrationsrat aus 15 Mitgliedern. 

Die Mitglieder werden vom Rat zu einem Drittel nach dem für die Ausschüsse geltenden 

Verfahren aus seiner Mitte, zu zwei Dritteln nach den Bestimmungen des § 27 GO NRW für 

die Dauer der Wahlzeit des Rates nach Listen oder als Einzelbewerber, gewählt.  

 

In der Ratssitzung vom 25.05.2014 wurde seitens der SPD-Fraktion als vertretendes Mit-

glied für Frau Eugenie Kok versehentlich der sachkundige Bürger Tayfun Karayigitler be-

nannt und vom Rat gewählt.  

 

Aufgrund der Festlegung in § 7 Abs. 1 der Hauptsatzung und § 27 Abs. 2 Satz  4 GO NRW 

muss es sich bei den vom Rat zu wählenden Mitgliedern des Integrationsrates und deren 

Vertretern um Ratsmitglieder handeln. Hinsichtlich der/des Vertreters von Frau Eugenie Kok 

bedarf es insofern einer Neuwahl. 
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<Name des Unterzeichnenden> 
 
 
 
Die Maßnahme 

  hat keine finanziellen Auswirkungen / ist haushaltsneutral 
  hat finanzielle Auswirkungen 

 
Der Gesamtaufwand / Die Gesamtauszahlungen (bei Investitionen) beziffert/beziffern sich 
auf       €. 
 

  Mittel stehen hierfür im Teilergebnisplan / Teilfinanzplan       zur Verfügung. 
 

  Die Haushaltsermächtigung reicht nicht aus. Die Bewilligung von 
  über- oder außerplanmäßigem Aufwand ist erforderlich. 
  über- oder außerplanmäßigen Auszahlungen ist erforderlich (bei Investitionen). 
 
Zur Finanzierung wurden bereits       € veranschlagt; insgesamt sind       € bereit zu 
stellen. Davon entfallen       € auf das laufende Haushaltsjahr. 
 
 
 
 


